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Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen

Als eigenständige Spitzenorganisation der Gewerk-
schaften des öffentlichen Dienstes in der Bundes-
republik Deutschland betreibt der dbb beamtenbund
und tarifunion und mit ihm in Baden-Württemberg
der BBW eine gezielte Berufspolitik für den öffent-
lichen Dienst.

Die an den Problemen der Beschäftigten des öffentli-
chen Dienstes ausgerichtete Interessenvertretung
ist nicht nur für diese selbst unverzichtbar:
Sie nützt zugleich den Bürgerinnen und Bürgern
und trägt zur Lösung staatlicher und gesellschafts-
politischer Probleme aus der unverfälschten
Erfahrung und Interessenlage der im öffentlichen
Dienst arbeitenden Menschen bei.

Die alle Sparten und Funktionen des öffentlichen
Dienstes berücksichtigende Mitgliederstruktur des
Beamtenbundes und sein demokratischer Aufbau
garantieren, dass auch in Zeiten wachsender Gleich-
gültigkeit gegenüber Aufgaben, Struktur und Funk-
tion des öffentlichen Dienstes bei politischen
und gesellschaftlichen Instanzen sachverständige
und engagierte Interessenvertretung geleistet wird.
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die zentrale Frage in den ver-
gangenen Wochen war die 
Übertragung des in Potsdam 
ausgehandelten Tarifergebnis-
ses TV-L auf die Beamtinnen 
und Beamten der Länder, so 
auch in Baden-Württemberg. 
Erneut brachten in den vergan-
genen Wochen die beiden Frak-
tionsvorsitzenden der Grünen 
und der SPD die 2013 gefassten 
Beschlüsse der grün-roten Koa-
lition in Erinnerung, nämlich 
auch 2015 und 2016 um bis zu 
zwölf Monate zu verschieben, 
bis 2020, wie der mittelfristigen 
Finanzplanung bislang zu ent-
nehmen war. Die Opposition 
verwies wie der BBW auf die 
Grundfrage einer gerechten Be-
amtenbesoldung, der Fragwür-
digkeit eines erneuten Beam-
tensonderopfers vor dem Hin-
tergrund von vier Jahren Beam-
ten-Sparpolitik und auf die 
überbordende Einnahmesitua- 
tion des Landes.

Nichtsdestotrotz ließen sich die 
Landesregierung und die sie 
tragenden Fraktionen nicht „er-
weichen“ und sparen weiterhin 
nur bei den Beamtinnen und 
Beamten. Das ist inzwischen 
nach meiner Überzeugung 
mehr als nur ein haushaltsbe-
dingtes Handeln, nein, es ist 
Ausdruck einer tief sitzenden 
Aversion und, so fürchte ich, ei-
ner Verärgerung über das „un-
botmäßige Verhalten“ der ba-
den-württembergischen Beam-
tenschaft mit dem BBW an der 
Spitze. Die Staatsdiener schei-
nen nicht zu schätzen, dass es 
doch gerade diese grün-rote 
Landesregierung so „gut“ mit 
den Menschen im Land meint. 
In Verantwortung der nachfol-
genden Generation gegenüber 
müssen es doch die Staatsbe-
diensteten einsehen, dass sie ih-
ren Obolus in die Gesellschaft 
einbringen müssen, inzwischen 
in Höhe von einigen Tausend 
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Euro! Schließlich finanziere man ja früh-
kindliche Erziehung, ein immer breiter 
werdendes Bildungsangebot, den vorher 
vernachlässigten Straßenbau, überfällige 
energetische Mammutaufgaben, den 
Naturschutz bis hin zur Stärkung der 
Rechte (und Ausstattung) gesellschaft-
licher Minderheiten … Das alles müsse 
doch finanziert werden, aber eben nur auf 
dem Rücken der baden-württembergi-
schen Beamtenschaft!?

Ein Blick in die anderen Bundesländer in 
der Frage der Übertragung des Tarifergeb-
nisses auf die Beamten belehrt uns eines 
anderen. Ja, Herr Kretschmann, ja, Herr 
Dr. Schmid, es trifft zu, dass dort teilweise 
in den vergangenen Jahren sich auch an der 
Beamtenschaft versündigt wurde und wird: 
Derzeit gerade in Hessen, wo die schwarz-
grüne Landesregierung den Beamten eine 
Nullrunde verordnen will, in Nordrhein-
Westfalen und Bremen, wo eine Nullrunde 
vor dem Verfassungshof in Münster kläg-
lich gescheitert ist, und in Rheinland-Pfalz, 
wo 1-Prozent-Runden den Beamtinnen und 
Beamten zugemutet wurden.

Aber, bis auf Hessen, scheint „Einsicht“ in 
den anderen Landesregierungen einge-
kehrt zu sein: Bayern und Hamburg, die 
vorab erklärten, das Tarifergebnis inhalts- 
und zeitgleich zu übernehmen, Nieder-
sachsen, welches vorab im Landeshaus-
halt für die Beamten eine 2,0- und 
2,5-Prozent-Erhöhung 2015 und 2016 ein-
gestellt hatte, Rheinland-Pfalz und Sach-
sen, welche zeit- und inhaltsgleich über-
nehmen und Bundesländer, die nur 
gering fügig verschieben, wie Sachsen-An-
halt um drei Monate oder Bremen und 
Mecklenburg-Vorpommern um vier 
Monate. Nach drei Verhandlungsrunden 
rückte Schleswig-Holstein davon ab, sechs 
Monate zu verschieben; übrig bleiben 
einmalig zwei Monate in 2016. Dies sind 
Fakten, die an Deutlichkeit nicht zu über-
bieten sind. In gemeinsamen Presseerklä-
rungen der jeweiligen Landesregierungen 
mit ihren Partnern, den Landesbünden, 
kann dann tatsächlich der gefundene 
Kompromiss gewürdigt werden. Hier sind 
die Erklärungen und Bekräftigungen einer 
Wertschätzung der Arbeit der Beamten-
schaft glaubwürdig …

Gestatten Sie mir noch ein Wort am Ran-
de. Immer wieder taucht nicht nur in der 
öffentlichen Berichterstattung, sondern 
auch im politischen Raum die Behauptung 
auf, der BBW und insbesondere sein Vor-
sitzender sei zu nah bei der Opposition 
und mache auch ihr Geschäft. Ich darf Sie 
alle nur daran erinnern, wie „nah“ der 
BBW-Vorsitzende in der Ära Mappus bei 
der damaligen Opposition war. Ich bin mir 
auch bewusst, „in der Opposition hat der 
BBW jeweils seine besten Freunde“! Das 
war immer so … und das wird auch so blei-
ben. Das liegt in der Natur der politischen 
Auseinandersetzung. 

Ich bin sehr dankbar, dass die Beschluss-
gremien des BBW, Landesvorstand und 
Landeshauptvorstand, die Linie des BBW 
mit mir an der Spitze und die BBW-Positi-
onierung stets einstimmig bekräftigt ha-
ben, so auch nach der jüngsten Entschei-
dung der grün-roten Landesregierung bei 
der Beamtenbesoldung.

Kolleginnen und Kollegen, der BBW wird 
weiterhin seinen Finger in offene politi-
sche Wunden legen und Unrecht als Un-
recht beschreiben, unabhängig davon, 
wer an der Regierung ist.

Mit kollegialem Gruß

 
 

Ihr Volker Stich 
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!Landesregierung verschiebt Anpassung 
von Besoldung und Versorgung

BBW verärgert: 
Die meisten Beamten und 
Pensionäre müssen 
wieder auf ihr Geld warten
Seit 21. April 2015 ist es amtlich: Baden-Württemberg lässt erneut die 
meisten Beamten und Pensionäre auf die Anpassung von Besoldung 
und Versorgung warten. Beim Landeshauptvorstand, der tags drauf in 
Wernau tagte, sorgte das neu aufgelegte Sparopfer für Ärger und 
Verdruss, zumal fast alle anderen Bundesländer mit ihren Beamten 
weit besser umgehen.
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Betroffen von dem neuen 
grün-roten Spardiktat sind 
Beamte des gehobenen und 
höheren Dienstes. Für sie 
wird der Tarifabschluss TV-L 
2015/2016 lediglich inhalts-
gleich übernommen. Nur Be-
amte bis Besoldungsgruppe 
A 9 erhalten die höheren Bezü-
ge auch zeitgleich. Darauf 
habe sich die Landesregierung 
verständigt, verkündeten Mi-
nisterpräsident Winfried 
Kretschmann und sein Vize, 
Finanzminister Nils Schmid, 
am 21. April gegenüber Spit-
zenvertretern des BBW. BBW-
Chef Volker Stich reagierte ver-
ärgert und erklärte umgehend: 
Die Beamten hätten bei der 
Landtagswahl 2011 Grün-Rot 
mit in den Sattel gehoben – 
mit einer Wiederholung 2016 
sei bestimmt nicht mehr zu 
rechnen. Beim Landeshaupt-
vorstand erhielt Stich für diese 
Erklärung tags zuvor zustim-
menden Applaus.

Der Regierungschef hingegen 
hatte sich tags zuvor ob sol-
cher Worte unbeeindruckt ge-
zeigt. Er wie auch der Finanz-
minister verteidigten die ge-
meinsame Entscheidung der 
Regierung und der grün-roten 
Regierungsfraktionen. Beide 
sprachen von einem fairen 
Kompromiss in schwierigen 
Zeiten.

Beim BBW machten sie damit 
aber keinen Eindruck. Im Ge-
genteil. BBW-Vorsitzender 
Stich warf der Landesregierung 
vor, dass sie die meisten Beam-

ten selbst in wirtschaftlich gu-
ten Zeiten von der allgemeinen 
Einkommensentwicklung ab-
kopple.

Die Betroffenen würden dies 
als mangelnde Wertschätzung 
empfinden. Zugleich verwies 
er auf die Nachbarländer 
Bayern und Rheinland-Pfalz, 
die das Tarifergebnis 2015/ 
2016 für den Arbeitnehmerbe-
reich der Länder zeit- und in-
haltsgleich auf ihre Beamten 
und Pensionäre übertragen. 
Mit Ausnahme von Hessen be-
handle jedes andere Bundes-
land seine Beamten besser als 
Baden-Württemberg, das die 
Anhebung der Gehälter für Be-
amte der Besoldungsgruppen 
A 10 und A 11 um vier Monate 
und ab Besoldungsgruppe A 12 
um acht Monate verschiebe. 
Lediglich bis einschließlich Be-
soldungsgruppe A 9 werde das 
Tarifergebnis nicht nur inhalts-,  
sondern auch zeitgleich über-
tragen.

Trotz Unmut über das erneute 
baden-württembergische Be-
amtenspardiktat hat der Lan-
deshauptvorstand des BBW 
entschieden, das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur 
Richterbesoldung abzuwarten, 
bevor man eventuell Schritte 
gegen das wiederholte grün-
rote Vorgehen bei der Über-
tragung der Tarifergebnisse 
auf Besoldung und Versorgung 
einleite. Sollte das Karlsruher 
Urteil zur Richterbesoldung 
auch bezüglich der Praxis des 
Landes bei der aktuellen und 

den zurückliegenden Anpas-
sungen von Besoldung und 
Versorgung Aussicht auf Erfolg 
versprechen, wird der BBW das 
Für und Wider einer Klage aus-
loten. Das sagte Stich den De-
legierten des Landeshauptvor-
stands zu.

Thema beim Landeshauptvor-
stand war auch die Art und 
Weise, wie das Gespräch zwi-
schen dem Regierungschef, 
seinem Vize und den Vertre-
tern des BBW am 21. April ver-
lief. Die Atmosphäre sei gut 
gewesen, räumte Stich unum-
wunden ein. Zugleich kritisier-
te er jedoch, dass man die Ver-
treter des BBW sozusagen vor 
vollendete Tatsachen gestellt 
habe. „Uns wurde verkündet, 
wie die Landesregierung bei 

der Anpassung von Besoldung 
und Versorgung vorgehen wer-
de“, berichtete Stich. Empfeh-
lungen oder gar Einwände sei-
en nicht gefragt gewesen. Die-
ses Verhalten hätten die Ver-
treter des BBW jedoch nicht 
sang- und klanglos hingenom-
men. BBW-Chef Stich habe mit 
seinem Ärger nicht hinterm 
Berg gehalten, versicherte 
BBW-Vize Waldemar Futter 
dem Gremium in Wernau. Er 
habe den Herren Kretschmann 
und Schmid vorgerechnet, was 
das Land an zusätzlichen Steu-
ern eingenommen und welche 
Summen man für eventuelle 
Wahlgeschenke gebunkert 
habe. Vorgerechnet habe er 
zudem, dass die im Papier des 
Finanzministeriums dargestell-
ten Kosten für die Anpassung 

 < BBW-Chef Stich unterrichtet den Landeshauptvorstand über das Gespräch mit Ministerpräsident Winfried Kretschmann und Finanzminister Nils Schmid 
zur Anpassung von Besoldung und Versorgung, das am Vortag stattgefunden hatte.
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Nur Hessen noch hinter 
Baden-Württemberg
Bereits unmittelbar nach der Einigung für die 800 000 Tarifbeschäf-
tigten der Länder kündigte der bayerische Finanzminister Söder an, 
das Ergebnis eins zu eins für die Beamten des Freistaats zu überneh-
men. Die Hamburger Landesregierung hatte dies noch während der 
Tarifverhandlungen zugesagt. Inzwischen steht fest: Auch Rhein-
land-Pfalz, Sachsen, und Nordrhein-Westfalen übertragen den Ab-
schluss TV-L zeit- und inhaltsgleich. Niedersachsen hat im Haushalt 
vorab schon 2,5 und 2,0 Prozent für höhere Beamtengehälter einge-
plant. Schleswig-Holstein verschiebt die Anpassung von Besoldung 
und Versorgung einmalig 2016 um zwei Monate, Sachsen-Anhalt in 
2015 und 2016, also zwei Mal und die Länder Bremen und Mecklen-
burg-Vorpommern um vier Monate. Lediglich Hessen, das in 2015 
eine Nullrunde und 2016 eine Anpassung von einem Prozent plant, 
rangiert noch hinter Baden-Württemberg. 
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von Besoldung und Versor-
gung 2015/2016 falsch seien. 
In diese Kostenaufstellung wa-
ren nämlich auch noch die Be-
träge für die letzte Tranche der 
Besoldungsanpassung 2014 
eingeflossen, die die Beamten 
des höheren Dienstes entspre-
chend der Besoldungsanpas-
sung 2013/2014 zum 1. Januar 
2015 erhalten haben.

 < Opposition kritisiert 
Entscheidung 
der Regierung

Auch aus Sicht des CDU-Spit-
zenkandidaten bei der nächs-
ten Landtagswahl, Fraktions-
chef Guido Wolf, ist die erneu-
te Verschiebung von Besol-
dung und Versorgung für den 
Großteil der Beamten und Pen-
sionäre nicht in Ordnung. Gui-
do Wolf räumte zwar ein, dass 
auch unter CDU-geführten 
Landesregierungen die Tarifab-
schlüsse nicht immer eins zu 
eins übernommen werden 
konnten. Dies sei jedoch nur in 
wirtschaftlich schlechten Zei-
ten geschehen. Den Beamten 
stehe in Zeiten von Rekord-
steuereinnahmen und wirt-
schaftlichem Aufschwung aber 
eine faire Behandlung zu. Ähn-
lich argumentierte FDP-Frakti-
onschef Hans-Ulrich Rülke. Es 
gebe keinen Grund, von einem 
Großteil der Beamten ein Son-
deropfer zu verlangen.

 < Besoldungsanpassung 
beschäftigt Medien 
bereits im Vorfeld der 
Entscheidung

Kaum war das Tarifergebnis 
für die öffentlich Beschäftig-

ten der Länder verkündet, 
rückte die Auseinandersetzung 
um die Beamtengehälter, die 
zwischen BBW und der Landes-
regierung mit steter Wieder-
kehr seit der Besoldungsanpas-
sung 2013/2014 ausgetragen 
wird, wieder in den Fokus von 
medialem Interesse. Landauf, 
landab – verbreitet durch die 
Nachrichtenagentur dpa – war 
zu lesen, dass Beamtenbund-
chef Volker Stich nach wie vor 
auf eine vollständige Übertra-
gung des für die Angestellten 
erzielten Tarifergebnisses auf 
die Beamten in Baden-Würt-
temberg hoffe. „Wir fordern 
ohne Abstriche eine inhalts- 
und zeitgleiche Übernahme“, 
wurde er zitiert samt dem Hin-
weis auf die Steuereinnahmen 
des Landes, die so hoch seien 
wie nie zuvor.

Sollte Grün-Rot eine vollstän-
dige Übernahme ablehnen, 
könnten nur „tief sitzende Vor-
behalte gegen Beamte“ der 
Grund sein, machte Stich sei-
nem Ärger über die seit Jahren 
andauernde Verweigerungs-
haltung der Regierung Kretsch-
mann Luft. Zugleich gab er zu 
bedenken: „Wenn wir in diesen 
Zeiten kein Geld für eine 
ordnungs gemäße Beamtenbe-
soldung haben, wie wird es 
dann erst sein, wenn Grün-Rot 
an der Regierung bleibt und 
die Steuereinnahmen zurück-
gehen?“

Unterstützung in seiner Kritik 
an der Landesregierung bekam 
BBW-Chef Stich bereits in die-
sen Wochen von CDU-Frakti-
onschef Guido Wolf. Die Presse 
zitierte ihn mit folgenden 

Worten: Die zeit- und inhalts-
gleiche Übernahme des Tarif-
ergebnisses in dieser wirt-
schaftlichen Hochphase sei 
auch eine Frage des Respekts 
und der Wertschätzung der 
Landesregierung gegenüber 
den Beamten. 

Ministerpräsident Kretschmann 
hatte die Forderung des Beam-
tenbundes nach zeit- und in-
haltsgleicher Übernahme stets 
mit stoischer Gelassenheit zu-
rückgewiesen. Ähnlich verhiel-
ten sich die Fraktionsvorsitzen-
de der Grünen und auch ihr Kol-
lege von der SPD. Sitzmann und 
Schmiedel hatten wenige Tage 
vor dem Tarifabschluss noch er-
klärt, für sie stelle sich die Frage 
einer Eins-zu-eins-Übertragung 
im Hinblick auf die Haushalts-
konsolidierung nicht. 

Trotz dieser eindeutigen Erklä-
rungen haben sich die Regie-
rung und die sie tragenden Frak-
tionen der Bündnisgrünen und 
der SPD am Ende doch noch be-
wegt, allerdings nur in einem 
Maße, das kaum als Entgegen-
kommen, vielmehr als politische 
und rechtliche Notwendigkeit 
zu werten sein dürfte. Fakt je-
doch ist, dass über 90 Prozent 
aller Landes- und Kommunalbe-
amten auf ihre Gehaltserhö-
hung warten müssen, wenn 
auch jetzt nur vier beziehungs-
weise acht Monate lang, statt 
ursprünglich geplanter neun be-
ziehungsweise zwölf Monate.

 < Wie sich die Sicht der 
Dinge unterscheidet

Während eine stattliche An-
zahl der Bundesländer das Tarif-

ergebnis TV-L zeit- und inhalts-
gleich auf den Beamtenbereich 
überträgt und andere Länder 
dies mit nur geringfügiger Ver-
zögerung tun, ordnet sich Ba-
den-Württemberg, das Land, 
das im Vorjahr das höchste 
Wirtschaftswachstum im 
Bundvergleich erzielte (siehe 
Seite 12), gerade noch vor Hes-
sen ein. Begründet haben Minis-
terpräsident Kretschmann und 
sein Vize, Finanzminister Nils 
Schmid, dies mit der Haushalts-
lage, die trotz Steuermehrein-
nahmen nach wie vor ange-
spannt sei.

Negativ auf die Haushaltssitua-
tion wirkten sich insbesondere 
die Nachbesserungen im Lehrer-
bereich aus, sagte der Minister-
präsident am 21. April im Ge-
spräch mit den Spitzenvertre-
tern des BBW. Er erinnerte in 
diesem Zusammenhang auch 
daran, dass man aufgrund der 
Entwicklung der Schülerzahlen 
darauf verzichtet habe, die ur-
sprünglich zur Streichung vor- 
gesehenen 3 200 Stellen abzu-
bauen. 

Außerdem verwies er auf die ak-
tuell hohen Flüchtlingszahlen 
und zog daraus den Schluss: Vor 
diesem Hintergrund habe man 
sich dazu entschlossen, das Tari-
fergebnis TV-L 2015/2016 für 
die Besoldungsgruppen ab A 10 
erneut zu verschieben. Zugleich 
räumte Kretschmann ein, dass 
die Verschiebung von Besoldung 
und Versorgung um sechs, neun 
und zwölf Monate bei der An-
passung 2013/2014 ein harter 
Einschnitt gewesen sei, an dem 
aber zur Konsolidierung des 
Haushalts kein Weg vorbeige-

 < Das Präsidium bei der Sitzung des Landeshauptvorstands in Wernau, am Rednerpult BBW-Vorsitzender Volker Stich.
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führt habe. Den Vorwurf einer 
Nullrunde ließ der Ministerprä-
sident jedoch nicht gelten. 
Stattdessen warb er für die ak-
tuelle Entscheidung, wonach die 
Zeiträume nun auf null, vier und 
acht Monate reduziert würden. 
Hinzu komme ein Paket in Höhe 
von 30 Millionen jährlich für an-
dere strukturelle Maßnahmen: 
Jobticket, Ausbildungskorridore, 
Beförderungskorridore ausdeh-
nen, andere Maßnahmen der 
Personalentwicklung. 

Den Beamtinnen und Beamten 
bescheinigte Kretschmann aus-
drücklich, sie machten einen 
„guten Job“. Zugleich sprach er 
aber von enormen haushaltspo-
litischen Zwängen. 

Finanzminister Nils Schmid ar-
gumentierte ähnlich wie der Mi-
nisterpräsident. Er unterstrich, 
dass das Land bisher das Tarifer-
gebnis immer inhaltsgleich 
übertragen habe. Eine dauer-
hafte Abkoppelung habe es also 
nicht gegeben. 

Zur aktuellen Entscheidung sag-
te Schmid, man habe dabei die 
Einnahmesituation des Landes 
genauso berücksichtigt wie die 
Schuldenbremse, die enorm 
steigenden Kosten aufgrund der 
aktuellen Entwicklung der 
Flüchtlingszahlen und das finan-
zielle Ausmaß des Tarifabschlus-
ses. All diese Aspekte zusam-
men hätten zu einer neuen Staf-
felung bei der Anpassung von 
Besoldung und Versorgung ge-
führt. Wichtig sei der Regierung 
dabei aber gewesen, dass die 
niedrig besoldeten Beamtinnen 
und Beamten nicht wieder auf 
ihr Geld warten müssen. 

Hinsichtlich des 30-Millionen-
Pakets verwies Schmid auf den 
Personalentwicklungsplan 2020 
aus der Koalitionsvereinbarung. 
Mit der Ausweitung der Beför-
derungsmöglichkeiten wolle 
man den öffentlichen Dienst für 
Bewerber attraktiver machen. 
Hinzu kommen soll ein Perso-
nalentwicklungskonzept, das 
weitere Maßnahmen zur Attrak-
tivitätssteigerung des öffentli-
chen Dienstes beinhalten soll. 

Den Einstieg in das Jobticket 
stellte Schmid für das Jahr 2016 
in Aussicht.

Auf zwei Punkte der Ausführun-
gen von Ministerpräsident 
Kretschmann und Finanzminis-
ter Schmid ist BBW-Chef Stich in 
Wernau bei der Sitzung des Lan-
deshauptvorstands insbesonde-
re eingegangen. Einer davon be-
traf die Aussage, man verschie-
be die Anpassung von Besol-
dung und Versorgung lediglich 
für die Besoldungsgruppen ab 
A 10, Beamte bis Besoldungs-
gruppe A 9 bekämen ihr Geld 
zeitgleich mit den Tarifbeschäf-
tigten. Das stimme, räumte 
Stich vor den Delegierten des 
Landeshauptvorstands unum-
wunden ein. Zugleich rückte er 
die Aussage jedoch ins rechte 
Licht. Denn: Nur neun Prozent 
der baden-württembergischen 
Beamten und Pensionäre gehö-
ren den Besoldungsgruppen von 
A 5 bis A 9 an, zwanzig Prozent 
den Besoldungsgruppen A 10 
und A 12 und 71 Prozent den 
Besoldungsgruppen A 12 und 
höher. 

Im Klartext heißt dies also: Le-
diglich neun Prozent aller Beam-
ten und Pensionäre bekommen 
ihr Geld zeitgleich mit den Tarif-
beschäftigten, zwanzig Prozent 
müssen vier Monate und 71 Pro-
zent sogar acht Monate darauf 
warten.

Auch mit dem 30-Millionen-Pa-
ket, der jeweils 30-Millionen 
Wohltat für den Beamtenbe-
reich in den Jahren 2015 und 
2016, räumte der BBW-Vorsit-
zende in Wernau auf. Er rechne-
te vor, dass das Land durch die 
erneute Verschiebung der  An-
passung von Besoldung und 
Versorgung in den Jahren 2015 
und 2016 zulasten der Beamten-
schaft insgesamt 285 Millionen 
Euro einspare, im gleichen Zeit-
raum für strukturelle Maßnah-
men im Beamtenbereich aber 
lediglich 60 Millionen bewillige. 
Volker Stich: „Es bleibt erneut 
ein Beamtensonderopfer zur 
Konsolidierung des Haushalts, 
diesmal in Höhe von 225 Millio-
nen Euro.“  
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Offener Brief an den Ministerpräsidenten und den Finanzminister

Richterbund Baden-Württemberg 
kritisiert Grün-Rot
Die Empörung ist groß – über den Sachverhalt an sich – noch viel mehr 
aber über den Brief, mit dem sich Ministerpräsident Winfrid Kretschmann 
und sein Vize, Finanzminister Nils Schmid, an „alle Beamtinnen und Beam-
ten“ wenden, um ihnen die Entscheidung zur Anpassung von Besoldung 
und Versorgung schönzureden. Beim Landesverband des Deutschen Rich-
terbunds ist man auf dieses Schreiben nicht gut zu sprechen, auch nicht 
auf die grün-rote Landesregierung samt Regierungsfraktionen. 

Warum? Grün-Rot verschiebt, 
wie für alle Beamtinnen und 
Beamte des höheren Dienstes, 
auch für Richterinnen und 
Richter sowie Staatsanwältin-
nen und Staatsanwälte die An-
passung der Gehälter um acht 
Monate. Doch in besagtem 
Brief kommen die Vertreter der 
Dritten Gewalt gar nicht vor. 
Das hat Matthias Greve, den 
Vorsitzenden des baden-würt-
tembergischen Richterbunds, 
auf den Plan gerufen. In sei-
nem „offenen Brief“ an den Mi-
nisterpräsidenten und den Fi-
nanzminister fordert er nicht 
nur „für alle Betroffenen der 
Besoldungsgesetze des Landes 
eine vollständige und inhalts-
gleiche Übernahme und die 
überfällige Aufhebung der un-
gerechtfertigten Acht-Prozent-
Kürzung bei Assessorinnen und 
Assessoren“, sondern sagt auch 
klar und deutlich, was er vom 
Umgang der grün-roten Lan-
desregierung mit den Beam-
ten, insbesondere mit den Ver-
tretern der Dritten Gewalt hält.

Nachstehend Auszüge aus dem 
„offenen Brief“ an den Minis-
terpräsidenten und den Finanz-
minister:

… Dem Wortlaut (des genann-
ten Briefes) folgend könnte 
man annehmen, dass für diese 
Gruppe (Richter und Staatsan-
wälte) die zeitversetzte Über-
nahme des Tarifergebnisses 
nicht gilt, sondern eine zeit- 
und inhaltsgleiche Übernahme 

erfolgt. Unsere Erfahrungen 
mit Ihnen sind jedoch andere.

Sie haben es unterlassen, Rich-
ter und Staatsanwälte an Ge-
sprächen zu beteiligen, haben 
den größten Verband dieser 
Berufsgruppe unbeachtet ge-
lassen. Sie haben es unterlas-
sen, Richter und Staatsanwälte 
in Ihrem Schreiben auch nur zu 
erwähnen – Sie zeigen den 
Vertretern der Dritten Gewalt 

die kalte Schulter der Missach-
tung und bringen entgegen al-
len Beteuerungen in Sonntags-
reden Ihre fehlende Wertschät-
zung für uns und unserer  
Arbeit zum Ausdruck.  
Sie greifen zum wiederholten 
Mal in die Rechte der Angehöri-
gen der Dritten Gewalt ein, 
ohne sie zuvor gehört zu ha-
ben, missachten dadurch ein 
Grundprinzip unserer Rechts-
ordnung. 

Die Übernahme von Tarifab-
schlüssen ist Ausdruck der Teil-
habe an allgemeinen Lohnent-
wicklungen. Das ist ein Recht 
der Beamtinnen und Beamten, 
der Richterinnen und Richter. 
Das ist keine Gnade, welche die 
Regierung oder das Parlament 
gewährt. Wer ein Recht nur 
teilweise erfüllt, handelt nicht 
sozial, auch wenn er sich und 
anderen das einzureden ver-
sucht. Die Nichterfüllung von 
berechtigten Ansprüchen ist 
ein unrechtmäßiges Handeln. 
Ihr Vorschlag ist der durchsich-
tige Versuch, die Besoldungs-
gruppen gegeneinander auszu-
spielen, um Freiraum für eige-
ne Projekte zu gewinnen. Wir 
sind dem Gedanken des sozia-
len Ausgleichs selbstverständ-
lich verpflichtet. Es waren und 
sind Richterinnen und Richter, 
die diesen Gedanken perma-
nent fortentwickeln. Sie aber 
wollen keinen sozialen Aus-
gleich, sondern beschneiden 
die Rechte einzelner Besol-
dungsgruppen, um Ihre politi-
schen Vorhaben zu finanzieren. 
Die uns versagte Anpassung 
soll Ihr Spielraum sein – sozial 
ist das nicht.

Anlässlich des letzten Gesprä-
ches mit Herrn Staatssekretär 
Murawski waren wir davon 
ausgegangen, dass sich der 
Ausdruck der Geringschätzung 
nicht wiederholt. Und ange-
sichts der uns übermittelten 
Zusage einer Gesprächsbeteili-
gung hatten wir erwartet, dass 
Sie sich an diese Zusage halten. 
Beides ist nicht eingetreten. 
„Enttäuschung“ über diesen 
Wortbruch ist eine euphemisti-
sche Beschreibung für den Ein-
druck, den Sie bei den Richte-
rinnen und Richtern, den 
Staatsanwältinnen und Staats-
anwälten des Landes hinterlas-
sen haben.“… 
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Landtag verabschiedet Nachtragshaushalt

Zusätzliches Geld fließt in Bildung, 
Flüchtlingsaufnahme 
und Terrorbekämpfung
Der Landtag hat den Nachtragshaushalt 2015/2016 verabschiedet. Damit 
beläuft sich das Volumen des gesamten Etats für das Jahr 2015 auf rund 
44 Milliarden Euro, für das Jahr 2016 auf rund 44,6 Milliarden Euro. Zusätz-
liches Geld wurde für bildungspolitische Maßnahmen, für Flüchtlinge und 
die Terrorbekämpfung bewilligt. Nur für die Beamtenschaft macht man 
möglichst wenig Geld locker, stellt man beim BBW fest. 

Das sehen CDU und FDP auch 
so. Sie kritisierten im Plenum, 
die einzigen, die überhaupt 
sparen müssten, seien die Lan-
desbeamten und verwiesen 
auf die gemeinsame Entschei-
dung von Landesregierung und 
Regierungsfraktionen, wonach 
die Gehaltserhöhungen für Be-
amte erst zeitverzögert umge-
setzt werden. 

Finanz- und Wirtschaftsminis-
ter Nils Schmid hingegen un-
terstrich, der Nachtragshaus-
halt stehe für mehr Chancen, 
mehr Bildung und mehr Le-
bensqualität. Zugleich erklärte 
er, dass die Landesregierung 
mit dem Nachtragshaushalt 
klar ihren haushaltspolitischen 

Kurs halte: „Wir investieren in 
die Zukunft unseres Landes 
und stärken die Bildung, wir 
übernehmen Verantwortung 
gegenüber den Flüchtlingen 
und sorgen für noch mehr Si-
cherheit im Land – und das al-
les, ohne zusätzliche Kredite 
aufzunehmen“, sparte Schmid 
nicht mit Eigenlob und vergaß 
auch nicht den Hinweis, dass 
die Landesregierung innerhalb 
der Legislaturperiode dreimal 
die Nullverschuldung erreichte. 

Für all dies müssen 91 Prozent 
aller Beamten und Pensionäre 
erneut auf höhere Bezüge war-
ten, ein Großteil davon acht 
Monate lang, obwohl das Land 
so viel an Steuern einnimmt 

wie noch nie. Mit den Worten: 
„Baden-Württemberg steht 
sehr gut da“, hatte der Finanz-
minister selbst im Plenum die 
aktuelle Situation des Landes 
zusammengefasst. Der Süd-
westen habe zusammen mit 
Bayern die niedrigste Arbeits-
losigkeit. Noch nie seien so vie-
le Menschen in Beschäftigung 
gewesen. Außerdem habe das 
Land 2014 das höchste Wirt-
schaftswachstum aller Bun-
desländer gehabt. 

Geld ist also da: Rund 141 Mil-
lionen Euro fließen zusätzlich 
in bildungspolitische Maßnah-
men. Die Mittel für die Flücht-
lingsaufnahme und -unterbrin-
gung wurden um rund 365 

Millionen Euro aufgestockt. 
Auch die Finanzierung des Son-
derprogramms zur Bekämp-
fung des islamistischen Terrors 
wurde über den Nachtrags-
haushalt abgedeckt. 

Die Landesregierung setze den 
Bildungsauftrag mit ihrem 
Nachtragshaushalt fort und 
mache den Weg frei für die 
Umsetzung der schulischen In-
klusion, erläuterte der Minister 
die zusätzlichen bildungspoliti-
schen Maßnahmen. Demnach 
werden für 2015 und 2016 ins-
gesamt 400 zusätzliche Lehrer-
stellen geschaffen, die Unter-
richtsversorgung verbessert 
sowie die Realschulen und die 
Hochschulen gestärkt. Mit der 
Förderung von acht Lernfabri-
ken 4.0 werde Auszubildenden 
ermöglicht, Industrie-4.0-Ferti-
gungsprozesse kennenzuler-
nen. „Wir setzen den Bildungs-
aufbruch mit unserem Nach-
tragshaushalt konsequent 
fort“, kommentierte Schmid 
das Maßnahmenpaket.  

Öffentliche Haushalte

In Staatskassen 
ist mehr Geld
Die öffentlichen Haushalte in Deutschland haben im vergangenen 
Jahr zusammen einen Überschuss von rund 6,4 Milliarden Euro er-
zielt. Das teilte das Statistische Bundesamt im April auf Grundlage 
von vorläufigen Ergebnissen der sogenannten vierteljährlichen Kas-
senstatistik mit.

Im Jahr davor hatten die öffentlichen Haushalte von Bund, Ländern 
und Kommunen zusammen noch ein Defizit von rund 7,2 Milliarden 
Euro ausgewiesen. Dem Bundesamt zufolge erhöhten sich die Ge-
samteinnahmen aller staatlichen Ebenen 2014 um etwa 3,7 Prozent. 
Die Ausgaben stiegen nur um 2,6 Prozent. 
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§
Stellungnahme zum Änderungsentwurf der Beihilfeverordnung 

BBW erneuert Forderung: 
Gravierende Eingriffe der Vergangenheit 
zurücknehmen
Beihilfeberechtigte müssen sich auf Änderungen in der Beihilfe einstellen. 
Mit Verschlechterungen muss man beispielsweise bei Sehhilfen rechnen, 
wenn sie vom Standard abweichen. Das hat der BBW in seiner Stellung-
nahme kritisiert. Zugleich nahm er die Gelegenheit wahr, im Zuge dieser 
Stellungnahme seine Kritik an den Beihilfeverschlechterungen zu erneu-
ern, die durch das Haushaltsbegleitgesetz 2013/2014 wirksam geworden 
sind. Er fordert die Rücknahme all dieser Eingriffe, insbesondere aber müss-
ten die Verschlechterungen bei der Beihilfefähigkeit von zahntechnischen 
Leistungen für den Personenkreis ausgesetzt werden, der sich nicht mehr 
nachversichern kann.

Die Eingriffe in die Beihilfe im 
Zuge des Haushaltsbegleitge-
setzes 2013/2014 hatten sei-
nerzeit für großen Ärger und 
Verdruss gesorgt. Doch bis 
zum heutigen Tage ist es nicht 
gelungen, die Landesregierung 
wenigstens in Teilbereichen 
zur Umkehr zu bewegen. Auch 
ein Spitzengespräch mit Fi-
nanzminister Nils Schmid, in 
dessen Verlauf BBW-Chef Vol-
ker Stich die Problematik für 
ältere Versicherte aufzeigte, 
die keine Krankenkasse mehr 
nachversichern will, blieb ohne 
Resonanz.

Deshalb nahm der BBW jetzt 
seine Stellungnahme zum ak-
tuellen Änderungsentwurf der 
Beihilfeverordnung zum Anlass 
für einen erneuten Vorstoß, 
um die Verschlechterungen 
aus dem Haushaltsbegleitge-
setz doch noch zu kippen, zu-
mindest aber abzumildern.

Nach Kenntnis des BBW belas-
ten die Verschlechterungen 
der Beihilfefähigkeit für zahn-
technische Leistungen (für die 
nach den Abschnitten C, F und 
H des Gebührenverzeichnisses 
der GOZ entstandenen Auf-
wendungen für Auslagen, Ma-
terial- und Laborkosten gemäß 

Nr. 1.2.1 Buchst. b der Anlage 
zur BVO) insbesondere ältere 
Beihilfeberechtigte. Warum 
dies so ist, führt der BBW in 
seiner Stellungnahme präzise 
aus: Dieser Personenkreis kön-
ne nämlich entgegen den Aus-
führungen in der Gesetzesbe-
gründung die dadurch entste-
hende Lücke in der Versiche-
rung nicht in allen Fällen durch 
eine entsprechende Beihilfe-
Ergänzungsversicherung 
schließen, da einige Versiche-
rungen gar keine Ergänzungs-
tarife anbieten oder andere ei-
nen Zusatztarif von deutlich 
höheren Kosten abhängig 
machten. Da dies in besonde-
rem Maße ältere Versicherte 
treffe, stelle diese Beihilfekür-
zung eine unangemessene Be-
nachteiligung dieses Personen-
kreises dar. 

Als Konsequenz dieses Sach-
verhalts fordert der BBW zu-
mindest eine Härtefallrege-
lung, damit in den Fällen, in 
denen der Abschluss eines Bei-
hilfe-Ergänzungstarifs nicht 
möglich ist, eine Erhöhung des 

Beihilfebemessungssatzes um 
30 Prozent auf 100 Prozent er-
folgen kann. 

Darüber hinaus erneuerte der 
BBW auch seine bereits im 
Rahmen des Gesetzgebungs-
verfahrens zum Haushaltsbe-
gleitgesetz 2013/2014 vorge-
brachte Forderung nach einer 
Absenkung der Kostendämp-
fungspauschale. Nachdem die 
Praxisgebühr in der gesetzli-
chen Krankenversicherung 
zum 1. Januar 2013 abge-
schafft wurde, fordert er auch 
weiterhin ein entsprechendes 
Äquivalent für die Beihilfe. 

Lob verteilt der BBW in einer 
weiteren Vorbemerkung zum 
vorliegenden Änderungsent-
wurf. Er vermerkt nämlich po-
sitiv, dass das Land bereits eine 
Vorgriffsregelung zur Umset-
zung der Änderungen im Be-
reich der Pflegeversicherung 
zum 1. Januar 2015 aufgrund 
des Pflegestärkungsgesetzes I 
(PSG I) erlassen hat. Man gehe 
davon aus, heißt es in der Stel-
lungnahme, dass die Änderun-
gen beziehungsweise Ergän-
zungen im Rahmen einer wei-
teren Änderungsverordnung 
noch in die Beihilfeverordnung 
eingearbeitet werden. 

Positiv hervorgehoben hat 
der BBW, dass mit der vorlie-
genden Änderung der Beihilfe-
verordnung die durch die 
Rechtsprechung geforderten 
Vorgaben umgesetzt werden, 
wie zum Beispiel die Strei-
chung der Beschränkung der 
Beihilfefähigkeit von Aufwen-
dungen bei Versicherten im 
Basistarif sowie im Standard-
tarif (Anlage zur BVO Nr. 1.1; 
Urteil des Bundesverwaltungs-
gerichts vom 17. April 2014 – 
Az.: 5 C 16.13) sowie der Weg-
fall der Deckelung (§ 7 Abs. 7 
Satz 4 BVO-alt) der beihilfefä-
higen Aufwendungen für Be-
handlungen in Rehabilitations-
einrichtungen auf die Preisver-
einbarung der Einrichtungen 
mit einem Sozialversiche-
rungsträger (§ 7 Abs. 7 Satz 6 
bis 8 BVO; Urteil des VGH 
Baden-Württemberg 
vom 15. August 2013 – Az.: 
2 S 1085/13). Grundsätzlich 
positiv bewertet werden auch 
der Wegfall eines bisher er- 
forderlichen begründeten 
medizinischen Gutachtens 
zur medizinischen Notwendig-
keit von Behandlungen in 
sonstigen Einrichtungen der 
medizinischen Rehabilitation 
und von Kuren (stattdessen 
nun Bescheinigung des Arztes 
ausreichend), die Streichung 
der Mindestantragssumme 
von 300 Euro (§ 17 Abs. 2) und 
die Aufnahme von Vätergene-
sungskuren/Vater-Kind-Kuren 
(§ 8 Abs. 1 Nr. 2).

Mögliche Verschlechterungen 
wie zum Beispiel die Pauscha-
lierung von Aufwendungen für 
Brillengläser und Kontaktlin-
sen mit pauschalen Höchstbe-
trägen lehnt der BBW dagegen 
entschieden ab. 
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 < Beihilfefähigkeit von Auf-
wendungen für Arzneimit-
tel und sonstige Präparate, 
zum Beispiel Nahrungser-
gänzungsmittel (§ 6 Abs. 1 
Nr. 2)

Seit die Beihilfefähigkeit für 
Arzneimittel wie Vitamin- und 
Mineralstoffpräparate von ei-
nem amtsärztlichen Gutach-
ten abhängig ist (Änderung im 
Beihilferecht zum 1. April 2014), 
sind die Aufträge für entspre-
chende Gutachten bei den Ge-
sundheitsämtern um 200 bis 
sogar 300 Prozent gestiegen. 
Auf diese Entwicklung hat der 
BBW schon wiederholt auf-
merksam gemacht. Mahnend 
weist er deshalb jetzt auch in 
seiner Stellungnahme darauf 
hin, dass diese Flut an Gutach-
ten mit der üblichen fachlichen 
und personellen Ausstattung 
des amtsärztlichen Dienstes 
nicht mehr zu bewältigen sei. 
Deshalb setzt er sich – wie be-
reits in früheren Stellungnah-
men – weiterhin dafür ein, 
dass bei nur vorübergehenden 
Erkrankungen eine ärztliche 
Verordnung mit der Verpflich-
tung zur Angabe der Diagnose 
und voraussichtlicher Behand-
lungsdauer genügen sollte. Da-
durch würde dem medizinisch 
notwendigen Bedarf und dem 
Reduzieren eines bürokrati-
schen Aufwands gleicherma-
ßen Rechnung getragen. 

 < Beihilfe bei medizinischer 
Rehabilitation (§ 7 Abs. 7 
Satz 6 bis 8)

Der BBW begrüßt, dass mit der 
Änderung die Konsequenzen 
aus der Rechtsprechung des 
Verwaltungsgerichtshofs 
Baden-Württemberg (Urteil 
vom 15. August 2013, Az.: 2 S 
1085/13) gezogen werden, wo-
nach die in § 7 Abs. 7 Satz 4 
BVO-alt (jetzt: § 7 Abs. 7 Satz 6) 
vorgesehene Deckelung der 
beihilfefähigen Aufwendungen 
für Behandlungen in Rehabili-
tationseinrichtungen auf die 
Preisvereinbarung der Einrich-
tungen mit einem Sozialversi-
cherungsträger wegen Versto-
ßes gegen höherrangiges Recht 

nicht mehr anzuwenden ist. 
Die beihilfefähigen Aufwen-
dungen nach § 7 Abs. 7 Satz 4 
Nr. 3 erster Halbsatz in sonsti-
gen Einrichtungen der medizi-
nischen Rehabilitation werden 
jetzt – im Gleichklang mit Ein-
richtungen für Suchtbehand-
lungen – auf die Höhe des 
niedrigsten Satzes der Einrich-
tung als fiktive Berechnungs-
summe beschränkt. 

Pauschale Abrechnungen sind 
beihilfefähig, soweit sie keine 
Vergütung für nichtmedizini-
sche Komfortleistungen bein-
halten und einen Betrag in 
Höhe von 200 Euro nicht über-
schreiten; gesondert berechne-
te Aufwendungen nach Satz 4 
(zum Beispiel ärztliche Leistun-
gen, Heilbehandlungen, Arznei-
mittel) sind nicht beihilfefähig.  
Im Großen und Ganzen hält 
der BBW diese Neuregelung 
für gut und richtig. Dennoch 
meldet er inhaltlich und redak-
tionelle Korrekturen an. Eine 
redaktionelle Klarstellung hält 
er beispielsweise bei § 7 Abs. 7 
Satz 6 für angebracht und 
schlägt deshalb vor: „Die Ein-
zelentgelte, Pauschalpreise 
und Tagessätze von Einrichtun-
gen nach Abs. 4 und 5, die Leis-
tungen nach Satz 4 Nr. 3 erster 
Halbsatz betreffen, sind nur 
bis zur Höhe des niedrigsten 
Satzes der Einrichtung für 
Selbstzahler beihilfefähig.“ Zu-
dem sollte im neuen Satz 7 vor 
den Betrag „200 Euro“ das 
Wort „täglich“ gesetzt werden. 

Neben diesen redaktionellen 
mahnt der BBW aber auch in-
haltliche Korrekturen an. Er 
verweist auf den letzten Halb-
satzt in Satz 7, wonach vorge-
sehen ist, dass bei einer pau-
schalen Abrechnung, bei der 
eine solche bis zu 200 Euro 
täglich beihilfefähig ist, dane-
ben die Aufwendungen nach 
§ 7 Abs. 7 Satz 4 nicht beihilfe-
fähig sind. Da besagter Satz 4 
jedoch unter der dortigen Nr. 4 
unter anderem auch Aufwen-
dungen beinhaltet

 > für eine Familien- und Haus-
haltshilfe nach § 10 a Nr. 3 
sowie, 

 > für Fahrtkosten nach § 10 a 
Nr. 4 bis zu 120 Euro für die 
einfache Fahrt, 

lehnt es der BBW rundum ab, 
dass im Falle einer Pauschalab-
rechnung die beiden vorge-
nannten Aufwandsarten, die 
nicht in einem unmittelbaren 
Zusammenhang mit dem Mo-
ment einer Pauschalabrech-
nung stehen, nicht beihilfefä-
hig sein sollen. Deshalb schlägt 
er vor, den letzten Halbssatz in 
Satz 7 wie folgt zu fassen: „… 
daneben sind Aufwendungen 
nach Satz 4 Nr. 1 bis 3 und 5 
nicht beihilfefähig“.

 < Beihilfefähige, außerhalb 
der Bundesrepublik 
Deutschland entstandene 
Aufwendungen (§ 13 
Abs. 3 und 4)

In dem neuen § 13 Abs. 3 wer-
den Anschlussheilbehandlun-
gen, Suchtbehandlungen und 
medizinische Rehabilitation 
(§ 7 Abs. 1 Nr. 2 bis 4 BVO) so-
wie Kuren in Einrichtungen der 
medizinischen Rehabilitation, 
Mütter- und Väter-Genesungs-
kuren und ambulante Heilku-
ren (§ 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BVO) 
in anderen Mitgliedsstaaten 
der Europäischen Union, in den 
Vertragsstaaten des Abkom-
mens über den Europäischen 
Wirtschaftsraum oder in der 
Schweiz den Behandlungen im 
Inland gleichgestellt. Für den 
BBW ist deshalb nicht recht 
nachvollziehbar, warum die ge-
nannten Aufwendungen nur 
bis zur Höhe der Inlandskosten 
beihilfefähig sein sollen. 

Positiv vermerkt er hingegen, 
dass der Verweis auf die Be-
schränkung des § 8 Abs. 6 BVO 
(Aufwendungen für Unter-
kunft und Verpflegung sind bis 
zu 26 Euro pro Tag beihilfefä-
hig) entfallen ist. 

In Abs. 4 werden die Aufwen-
dungen für Maßnahmen au-
ßerhalb der Europäischen Uni-
on, den Vertragsstaaten des 
Abkommens über Europäi-
schen Wirtschaftsraum und 
der Schweiz entsprechend § 13 

Abs. 3 (alt) geregelt. Aufgrund 
der mit § 13 Abs. 3 BVO erfolg-
ten Gleichstellung wird hier 
die Abgrenzung zum übrigen 
Ausland vorgenommen. Diese 
Regelungen entsprechen den 
bisher geltenden Regelungen 
für Maßnahmen außerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland. 

 < Brillengläser und 
Kontaktlinsen 
(Nr. 2.2.2 der Anlage zur 
BVO-Sehhilfen) 

Um den Verwaltungsaufwand 
bei Aufwendungen für Sehhil-
fen zu minimieren, sollen Pau-
schalen für Brillengläser, Kon-
taktlinsen und weitere beihil-
fefähige Aufwendungen fest-
gelegt werden. Dies hält der 
BBW grundsätzlich zwar für 
nachvollziehbar, der Begrün-
dung dieser Maßnahme sei al-
lerdings schon zu entnehmen, 
dass sich Pauschalierungen im 
Einzelfall sowohl vor- als auch 
nachteilig auswirken können. 
Entstehende Verschlechterun-
gen der Beihilfefähigkeit lehnt 
der BBW jedoch ab. Er verweist 
deshalb in seiner Stellungnah-
me darauf, dass mit den Pau-
schalbeträgen auch Zusatzleis-
tungen wie Entspiegelung, 
Tönung, Kunststoffglas mit-
abgegolten würden. Da bisher 
jedoch Aufwendungen für 
Leicht- und Kunststoffgläser, 
Lichtschutzgläser und Kontakt-
linsen bei medizinischer Indi-
kation in vollem Umfang bei-
hilfefähig seien, befürchtet der 
BBW nicht nur deutliche Ver-
schlechterungen durch die 
Neuregelung bei der Beihilfe, 
sondern möglicherweise redu-
zierte Leistungen der Privat-
versicherungen. 

 < Inkrafttreten

Der Verordnungsentwurf sieht 
ein Inkrafttreten der Änderun-
gen zum 1. Juli 2015 vor. Für 
die vor Inkrafttreten entstan-
denen Aufwendungen sind 
nach dem Entwurf die bisher 
geltenden Vorschriften anzu-
wenden.  
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Wirtschaftsleistung steigt stärker als in anderen Bundesländern

Baden-Württemberg – 
die Wachstumslokomotive
Baden-Württemberg ist die Wachstumslokomotive in Deutschland: 
Mit einem Plus von 2,4 Prozent ist die Wirtschaftsleistung im Südwesten 
2014 stärker gestiegen als in allen anderen Bundesländern, so das 
Statistische Landesamt. Zum Vergleich: Im Bundesschnitt betrug das 
Wirtschaftswachstum lediglich 1,6 Prozent.

Seminar Gesundheitsmanagemement

Noch sind Plätze frei
Für das Seminar „Persönliches Gesundheits-
management“ vom 26. bis 28. Juni 2015 in 
Königswinter gibt es derzeit noch freie Plätze.

Ziel des Seminars ist es, die 
Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer für das Erkennen von 
Stress auslösenden Faktoren 
zu sensibilisieren und ihnen 
Mittel an die Hand zu geben, 
diesen Faktoren wirkungsvoll 
zu begegnen. Sie lernen Tech-
niken der Entspannung und 
Bewegung – in Theorie und 
Praxis –, die helfen (in Beruf 
und Alltag), einen gesunden 
Rhythmus zu finden. Zum 
Einsatz kommen Methoden 
für ein ganzheitliches Bewe-
gungs- und Entspannungs-
training. Neben dem Umgang 
und der Bewältigung von 
Stress beschäftigt sich das 
Seminar zudem mit dem Be-
reich „gesunde Ernährung“. 

Dozentinnen in diesem Semi-
nar sind eine Diplom-Sport-
wissenschaftlerin bezie-
hungsweise Entspannungs-

pädagogin und für den The-
menbereich Ernährung eine 
Oecotrophologin. Beide ha-
ben sich schon mehrfach und 
mit großem Erfolg in dieser 
Seminarreihe bewährt. 
Nehmen Sie sich für dieses 
Wochenende Zeit und tun 
Sie (zusammen mit Ihrem 
Partner) etwas für Ihre 
Gesundheit.

Der Teilnehmerbetrag be-
trägt 122 Euro (Nichtmitglie-
der 244 Euro) und beinhaltet 
Verpflegung und Unterkunft 
sowie einen Fahrtkostenzu-
schuss. An diesem Seminar 
können Partnerinnen/Partner 
von Mitgliedern zum Mit-
gliedspreis teilnehmen.

Haben wir Ihr Interesse 
geweckt? Dann melden 
Sie sich an (siehe Seite 14, 
Seminare). 

Nach einer bereits positiven 
Halbjahresentwicklung nahm 
die baden-württembergische 
Wirtschaft weiter Fahrt auf 
und schloss im Gesamtjahr 
2014 mit einem insgesamt 
überdurchschnittlichen realen 
Wachstum ab. Vor allem dank 
der starken Südwestindustrie 
sowie den hohen Zuwächsen 
im Baugewerbe und im Bereich 
„Finanz-, Versicherungs- und 
Unternehmensdienstleister, 
Grundstücks- und Wohnungs-
wesen“ erzielte Baden-Würt-
temberg 2014 mit einem An-
stieg des preisbereinigten 
Bruttoinlandsprodukts (BIP) 
um 2,4 Prozent gegenüber 
dem Vorjahr ein deutlich höhe-
res Wachstum als Deutschland 
insgesamt (+ 1,6 Prozent).

Dies ergeben die im April vom 
Arbeitskreis „Volkswirtschaft-
liche Gesamtrechnungen der 
Länder“ vorgelegten Wirt-
schaftszahlen 2014 auf Län- 
derebene. Demnach erreichte 
die Wirtschaft im Südwesten 
2014 mit 2,4 Prozent Plus im 
Ländervergleich das höchste 
Jahreswachstum, gefolgt von 
Berlin und Sachsen mit 2,2 be-
ziehungsweise 1,9 Prozent 
preisbereinigtem BIP-Anstieg. 
Von den anderen großen Flä-
chenländern ist Bayerns Wirt-
schaft 2014 preisbereinigt um 
1,8 Prozent gewachsen, und in 
Hessen, Niedersachsen und 
Nordrhein-Westfalen ergaben 
sich Wachstumsraten von 
1,4 beziehungsweise jeweils 
1,3 Prozent. Nominal, das heißt 
in jeweiligen Preisen, stieg das 

baden-württembergische 
Bruttoinlandsprodukt – als 
Maß für die hierzulande ins-
gesamt erstellten Waren und 
Dienstleistungen – im Jahr 
2014 um 4,1 Prozent auf rund 
438 Milliarden Euro. Gemessen 
an der Wirtschaftsleistung 
ist der Südweststaat damit 
nach Nordrhein-Westfalen 
(625 Milliarden) und Bayern 
(522 Milliarden) das dritt-
stärkste Bundesland. Zusam-
men erwirtschafteten diese 
drei Länder 2014 mehr als die 
Hälfte (54,6 Prozent) des ge-
samtdeutschen BIP.

 < Wachstumstreiber: 
Industrie, Baugewerbe 
und Unternehmens- 
dienstleister

Als wesentlicher Wachstums-
motor der hiesigen Wirtschaft 
erwies sich wie so oft das ver-
arbeitende Gewerbe. Insge-
samt verzeichnete die baden-
württembergische Industrie 
2014 einen Anstieg der preis-
bereinigten Bruttowertschöp-
fung gegenüber dem Vorjahr 
um 4,1 Prozent im Vergleich zu 
2,2 Prozent in Deutschland. 
Mit einem Anteil von knapp ei-
nem Drittel (32,5 Prozent) an 
der gesamten baden-würt-
tembergischen Wirtschafts-
leistung (Deutschland: 22 Pro-
zent) stellte die heimische In-
dustrie damit hierzulande ei-
nen deutlich stärkeren Wachs-
tumsbeitrag als im Bundesge-
biet insgesamt. Zu der im Bun-
desvergleich günstigeren Ent-
wicklung 2014 trugen insbe-

sondere die für die Südwest-
wirtschaft bedeutsamen Be-
reiche Fahrzeugbau sowie die 
Herstellung von Metallerzeug-
nissen und von chemischen Er-
zeugnissen maßgeblich bei. 

Mit ebenfalls überdurch-
schnittlichen Wertschöpfungs-
zuwächsen sorgten 2014 auch 
das Baugewerbe sowie im 
Dienstleistungssektor die 
Unternehmensdienstleister für 
das insgesamt bessere Ab-
schneiden Baden-Württem-
bergs. 

Die Bereiche „Handel, Verkehr 
und Lagerei, Gastgewerbe, In-
formation und Kommunikati-
on“ sowie „Öffentliche und 
sonstige Dienstleister, Erzie-
hung und Gesundheit, 
Private Haushalte mit Haus-
personal“ blieben dagegen mit 
0,7 beziehungsweise 0,9 Pro-
zent realem Plus der preis- 
bereinigten Bruttowert- 
schöpfung unter dem Bundes-
durchschnitt. 
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Arbeitstagung der Regierungsbezirksverbände Freiburg und Karlsruhe

Im Fokus die Besoldungsanpassung 
und das Tarifeinheitsgesetz
Bei der gemeinsamen Arbeits-
tagung der BBW-Regierungs-
bezirksverbände Freiburg und 
Karlsruhe waren es nicht nur 
die Delegierten der Tagung, die 
sich darüber empörten, dass 
die Landesregierung die An-
passung von Besoldung und 
Versorgung für die meisten Be-
amten und Pensionäre erneut 
verschiebt. Auch Edith Schrei-
ner, die Oberbürgermeisterin 
der Stadt Offenburg, die die 
Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer der Versammlung in Of-
fenburg-Zell-Weierbach be-
grüßte, sagte unumwunden, 
dass sie für eine zeit- und in-
haltsgleiche Übernahme des 
Tarifergebnisses für alle Beam-
ten und Versorgungsempfän-
ger sei.

Obwohl bereits seit nahezu ei-
ner Woche die Entscheidung 
der Landesregierung zur über-
wiegend zeitversetzten Über-
tragung des Tarifergebnisses 
auf den Beamtenbereich be-
kannt war, kochte bei der Of-
fenburger Arbeitstagung den-

noch der Ärger über das erneu-
te grün-rote Spardiktat hoch. 
Für zusätzlichen Zündstoff 
sorgte BBW-Chef Volker Stich 
mit seinem Bericht von dem 
Spitzengespräch mit Minister-
präsident Kretschmann und Fi-
nanzminister Nils Schmid, in 
dessen Verlauf der Regierungs-
chef die Entscheidung zur Be-
soldungs- und Versorgungsan-
passung verkündet und beide 
versucht hatten, diese Ent-
scheidung als vertretbar, un-
umgänglich und sozial ausge-
wogen schönzureden.

Stellung bezogen hat BBW-
Chef Stich, der auch stellver-
tretender dbb Bundesvorsit-
zender ist, auch zu den Tarif-
verhandlungen der GDL mit 
der Bahn AG, diese in engem 
Zusammenhang mit dem von 
der Bundesregierung geplan-
ten Tarifeinheitsgesetz zu be-
trachten sind. Der dbb lehne 
ein Tarifeinheitsgesetzt aus 
gutem Grund rundum ab, sag-
te Stich. Denn durch ein sol-
ches Gesetz werde die Koaliti-
onsfreiheit der Beschäftigten 
beschnitten. Sollte der Bun-

destag dennoch – und davon 
ist laut Stich auszugehen – wie 
geplant das Tarifeinheitsgesetz 
noch vor der Sommerpause 
verabschieden, werde der dbb 
dagegen Verfassungsbe-
schwerde in Karlsruhe einle-
gen. 

Gegenstand der Beratungen 
waren auch die Erfahrungen 
mit den neuen Strukturen der 
Regionalbezirksverbände und 
Überlegungen, wie man die Ar-
beit der Organisation vor Ort 
besser „verkaufen“ kann. 

 < Die Entscheidung der Landesregierung zur Anpas-
sung von Besoldung und Versorgung sorgte auch bei 
den Delegierten der gemeinsamen Arbeitstagung 
der BBW-Regierungsbezirksverbände für Ärger und 
Verdruss.

 < An der Stirnseite des Tisches: BBW-Chef Volker Stich 
(Zweiter von rechts), links daneben Uwe Jegle, der 
Vorsitzende des Regierungsbezirksverbands Karlsru-
he, und der stellvertretende Vorsitzende des Regie-
rungsbezirksverbands Freiburg, Markus Eichin. 
Rechts im Bild ist Trudpert Fabry zu sehen, der stell-
vertretende Vorsitzende des Regierungsbezirksver-
bands Karlsruhe.
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l Gesundheitsmanagement

Seminar 2015 B132 GB 
vom 26. bis 28. Juni 2015 in 
Königswinter.

Wie entsteht Stress? Was kann 
ich dagegen tun, im Beruf und 

im Alltag? In diesem Seminar 
können die Teilnehmer ihr 
„persönliches Gesundheitsma-
nagement“ erlernen. Im Mittel-
punkt stehen dabei die Fragen: 
Umgang mit und Bewältigung 
von Stress – Richtige Ernährung 
– Bewegung und Sport. Zudem 
üben Sie, sich zu entspannen, 
erfahren hautnah die Bedeu-

tung von Sport und Bewegung 
und lernen, warum Ernährung 
und Wohlbefinden viel mitein-
ander zu tun haben.

(Wochenendseminar)

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Konfliktmanagement – 
„Schwierige Gespräche 
führen“

Seminar 2015 B113 GB vom 
28. bis 30. Juni 2015 in 
Königswinter.

Seminarangebote im Jahr 2015
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion 
im Jahr 2015 folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

 < BBW-Chef Volker Stich verabschie-
det Klaus Becht (links), der bis Okto-
ber 2014 an der Spitze der DSTG BW 
stand, aus dem Landeshauptvor-
stand.

BB
W

Klaus Becht aus dem Landeshauptvorstand verabschiedet

Dank und Anerkennung für Einsatz 
im Interesse der Organisation
Mit Worten des Dankes und 
der Anerkennung für das Enga-
gement im Interesse seiner Be-
rufskolleginnen und -kollegen 
hat BBW-Chef Volker Stich bei 
der Sitzung des BBW-Landes-
hauptvorstands in Wernau den 
ehemaligen DSTG-Landesvor-
sitzenden Klaus Becht aus 
dem Gremium verabschiedet. 
Becht, der bis Oktober 2014 an 
der Spitze der DSTG im Land 

stand, hat seine gewerkschaft-
liche Karriere als stellvertre-
tender Vorsitzender 1981 in 
Ludwigsburg begonnen. Von 
1985 bis 1997 führte er dann 
als Vorsitzender den DSTG-

Ortsverband. Sechs Jahre spä-
ter wurde er stellvertretender 
DSTG-Bezirksvorsitzender 
Württemberg und in dieser 
Funktion Mitglied des BBW-
Landeshauptvorstands. Mit-
glied im Landesvorstand des 
BBW wurde Becht im Jahr 
2001, nachdem er zum Vorsit-
zenden des DSTG-Bezirksver-
bands Württemberg gewählt 
worden war. Dieses Amt übte 
er zwei Amtsperioden lang bis 
zum Jahr 2010 aus. Danach 
führte er für vier Jahre den 
DSTG-Landesverband Baden-
Württemberg. Seit April 2014 
ist Becht Vorsitzender der Se-
niorenvertretung der DSTG 
Bund. 

Im Hinblick auf steigende Flüchtlingszahlen

BLV fordert zusätzliche Lehrerstellen 
an beruflichen Schulen
Angesichts der steigenden 
Flüchtlingszahlen verlangt der 
Berufsschullehrerverband 
(BLV) 240 zusätzliche Lehrer-
stellen an den beruflichen 
Schulen. „Wir brauchen mehr 
Lehrer, damit die jungen Leute, 
die zu uns kommen, Deutsch 
lernen und auf einen Beruf 
vorbereitet werden können.“ 
Zudem forderte BLV-Vorsitzen-
der Herbert Huber 290 päda-
gogische Assistenten und für 
jede berufliche Schule mindes-
tens einen Schulsozialarbeiter.

Derzeit gibt es im Südwesten 
150 Klassen für Jugendliche 
ohne Deutschkenntnisse, wo 

diese eine Vorqualifizierung Ar-
beit und Beruf erwerben kön-
ne. Jede Woche würden neue 
Klassen hinzukommen, sagte 
Huber und forderte die Politik 
auf einem weiteren Feld zum 
Handeln auf. Gegenwärtig en-
det die Berufsschulpflicht mit 
18 Jahren. Das sollte aus Sicht 
des BLV mit Blick auf die wach-
sende Zahl an Flüchtlingen ge-
ändert werden. Huber verlangt 
eine Erweiterung, sodass auch 
Flüchtlinge und Zuwanderer 
bis zu 25 Jahren die Vorberei-
tungsklassen an den berufli-
chen Schulen besuchen kön-
nen. Denn jeder vierte Asylbe-
werber ist laut Huber zwischen 

18 und 25 Jahre alt. Diesen 
Flüchtlingen müsste man die 
Möglichkeit eröffnen, einen 
Schulabschluss und eine Aus-
bildung zu machen. 

Das Land habe in diesem und 
im vergangenen Jahr zwar 362 
zusätzliche Lehrerstellen für 
Flüchtlingsklassen genehmigt, 
räumt Huber ein. Die Stellen 
seien aber schwer zu besetzen. 
Huber weiß warum: Es fehle 
an Lehrern, die Deutsch als 
Fremdsprache unterrichten 
könnten. 

Unterstützung bekommt der 
BLV von der Wirtschaft und 

von der Opposition. CDU und 
FDP machen sich gemeinsam 
stark für gezielte Aus- und 
Fortbildung von Lehrern, für 
gezielte Einstellung von Leh-
rern für den Unterricht in 
Deutsch als Fremdsprache und 
für mehr Schulsozialarbeiter. 
Der Arbeitgeberverband ver-
langt, dass geduldete Jugend-
liche für die Dauer der Ausbil-
dung und ein Jahr darüber hin-
aus ein Bleiberecht bekom-
men, um einen Arbeitsplatz 
zu finden. Der Industrie-und 
Handelskammertag Baden-
Württemberg hält zusätz- 
liche Sprachförderung für 
geboten.  
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Für Seminare mit politischem Inhalt wird bei der Bundeszentrale für politische Bildung die Anerkennung als förderungswürdig im Sinne der Vorschriften über 
Sonderurlaub für Beamte und Richter im Bundesdienst beantragt, sodass auch Sonderurlaub nach den landesrechtlichen Vorschriften gewährt werden kann.

Alle Seminare sind auch für Nichtmitglieder offen. Der Teil neh merbeitrag beträgt bei Nichtmitgliedern das Doppelte des ausgewiesenen Betrages.

Anmeldungen können nur über die Landesgeschäftsstellen der Mitgliedsverbände des BBW entgegengenommen werden. Diese halten Anmeldeformulare be-
reit. Eine unmittelbare Anmeldung bei der dbb akademie ist nicht möglich. Anmeldeformulare sowie unser Seminarprogramm finden Sie auch im Internet unter 
www.bbw.dbb.de. Sofern dies bei einzelnen Veranstaltungen nicht ausdrücklich anders angegeben ist, gehören Verpflegung und Unterbringung zum Leistungs- 
umfang. Darüber hinaus verweisen wir auf die weiteren von der dbb akademie angebotenen Seminare, die Sie im Internet unter www.dbbakademie.de finden.

Der Umgang mit Kunden, Kolle-
gen, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern, die sich beschweren 
oder verärgert sind, ist eine 
schwierige Sache. Ein besseres 
Miteinander gelingt, wenn die 
Kommunikation wertschätzend 
gestaltet wird. Häufig sind es 
nur Kleinigkeiten, die darüber 
entscheiden, wie das Ergebnis 
eines schwierigen Gespräches 
aussieht. Die bewusste Anwen-
dung von Deeskalationsmetho-
den bietet die Grundlage, um 
die Gesprächsatmosphäre so zu 
gestalten, dass der Verlauf ei-
nes schwierigen Gespräches für 
alle Beteiligten zufriedenstel-
lend ist. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Digitale Fotografie/ 
Bildbearbeitung

Seminar 2015 B133 GB 
vom 28. bis 30. Juni 2015 
in Königswinter. 

In diesem Seminar erlernen die 
Teilnehmer die digitale Bildbe-
arbeitung und das Erstellen von 
Fotobüchern. PC-Grundkennt-
nisse erforderlich.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbetrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Personalmanagement –  
Personal gewinnen, 
Personal halten – 
Anforderungen an das 
Personalmanagement

Seminar 2015 B143 GB 
vom 12. bis 14. Juli 2015 
in Königswinter.

In der diesjährigen Veranstal-
tung unserer Seminarserie zum 
Personalmanagement stehen 
die Themen: Der/Die richtige 
Mann/Frau am richtigen Platz – 
Personalauswahl – aber wie? 
Personal gewinnen und Per-
sonal halten unter demografi-
schen und gesellschaftlichen 
Gesichtspunkten. Arbeitsrecht 

kompakt – Interessante Ent-
wicklungen im Tarif- und Ar-
beitsrecht inkl. Rechtsprechung 
(u. a. Hinweise auf Mindest-
lohn, Allg. Gleichbehandlungs-
gesetz, Teilzeit-Befristungs-
recht).

(15 Teilnehmerplätze) 
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Tarifpolitik

Seminar 2015 B176 GB vom 
20. bis 22. September 2015 in 
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessie-
ren.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der 
Büroarbeit

Seminar 2015 B198 GB 
vom 9. bis 11. Oktober 2015 in 
Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der täg-
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und 
um wirksame Methoden, die-
sen zu vermeiden beziehungs-
weise zu bewältigen. Weiterhin 
wird auf die schützende und 
stressreduzierende Wirkung 
von Entspannung, Sport und 
Bewegung eingegangen und in 
der praktischen Anwendung 
geübt. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Informationstechnologien

Seminar 2015 B230 GB vom 
15. bis 17. November 2015 in 
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Pensionäre/Rentner (oder 
solche, die es bald werden), die 
noch keine oder nur geringe 
PC-Kenntnisse haben. Dabei 
sollen insbesondere die Mög-
lichkeiten des persönlichen 
Schriftverkehrs (MS Word) bis 
hin zur Erstellung von Serien-
briefen behandelt und geübt 
werden. Die praktische Anwen-
dung wird an Geräten trainiert. 
Jedem Teilnehmer steht für das 
Seminar ein eigener EDV-Platz 
zur Verfügung.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Personalentwicklungs- 
gespräche zwischen Mitar-
beitern und Vorgesetzten

Seminar 2015 B138 GB 
vom 22. bis 24. November 2015 
in Königswinter.

Mitarbeitergespräche gehören 
in den meisten Dienststellen zu 
den eingeführten Instrumenten 
der Personalentwicklung. Für 
Vorgesetzte sind die Gespräche 
eine Last, weil sie sehr persön-
lich auf die Lage und die Pers-
pektiven der Mitarbeiter einge- 
hen sollen, für Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter stellen sie häu-
fig eine Belastung dar, weil sie 
nicht wissen, was sie erwartet. 
Das Seminar beleuchtet die 
Grundlagen der Personalent-
wicklungsgespräche. Vorgesetz-
te erhalten Sicherheit in der 
Anwendung und der Ablaufsteu-
erung, Mitarbeiter gewinnen ein 
sicheres Gefühl hinsichtlich ihrer 
persönlichen Stärken sowie dem 
Umgang mit kritischen Themen. 

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

n

l Persönlichkeits- 
management – 
Selbstmanagement

Seminar 2015 B197 GB vom 
6. bis 8. Dezember 2015 in 
Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich an 
Menschen, die in Verände-
rungsprozesse einbezogen sind 
oder den Bedarf an Verände-
rung spüren, aber noch nicht 
richtig sehen, wohin es gehen 
kann. Seminarinhalte sind: Ver-
änderungsbedarf wahrnehmen 
und beschreiben sowie Selbst-
sicherheit bei der Gestaltung 
anstehender Änderungsprozes-
se gewinnen.

(15 Teilnehmerplätze)
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 122 Euro

Über unser Seminarangebot 
hinaus bieten wir auch die 
Möglichkeit, über „Voucher“ 
Seminare der dbb akademie zu 
buchen. Mit diesen Gutschei-
nen besteht die Möglichkeit, 
vergünstigt an Seminaren des 
offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen.

Interessenten informieren sich 
auf der Homepage der dbb aka-
demie (www.dbbakademie.de) 
bei den Seminaren im „offenen 
Programm“ (Kennbuchstabe „Q“ 
vor der Seminarnummer) und 
fragen dann beim BBW nach, ob 
für diese Veranstaltung Voucher 
zur Verfügung stehen. Unabhän-
gig von dem im Seminarpro-
gramm veröffentlichten Teilneh-
merbetrag verringert sich dieser 
durch die Inanspruchnahme des 
Voucher auf 112 Euro.

Mit diesem Angebot wollen 
wir unseren Mitglie dern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebüh-
ren von dem vielseitigen Semi-
narangebot der dbb akademie 
Gebrauch zu machen.
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BBW – Beamtenbund Tarifunion



Gewerkschaft für den öffentlichen Dienst

Niemand kommt im
heutigen Berufsleben

ohne
Gewerkschaftsvertretung aus.
Allein auf sich gestellt
haben Sie

wenig Chancen,
Ihre Interessen durchzusetzen
und Ihre Rechte wahrzunehmen.

130.000
Mitglieder

solidarisch

kompetent

erfolgreich

ja auch ich möchte

Mitglied werden!

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Postfach 10 06 13
70005 Stuttgart

Absender

Berufs-/Dienstbezeichnung

Ich bin beschäftigt bei

BBW – Beamtenbund Tarifunion
Am Hohengeren 12
70188 Stuttgart

Telefon 07 11/1 68 76-0
Telefax 07 11/1 68 76-76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de
http://www.bbw.dbb.de

Dateiname: BBW-magazin_print_16.ps; Nettoformat:(210.00 x 297.00 mm); Datum: 09. Oct 2012 16:51:46; PDF-CMYK für Apogee; L. N. Schaffrath DruckMedien


